S a t z u n g

Muster  
§ 1
Der Verein führt den Namen Stadtverein Greizer Laubenpieper e.V. und hat den Sitz in Greiz.

Der Verein ist beim Amtsgericht Greiz unter der Nummer: VR:220850 (Fall 1) registriert.

Der Verein ist Mitglied im Verband der Gartenfreunde Greiz e.V. 
§2

Zweck und Ziel des Vereins

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der jeweils gültigen Abgabeordnung. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke Er setzt sich für die Erhaltung der Kleingärten ein und fördert ihre Ausgestaltung als Bestandteil des der Allgemeinheit zugänglichen öffentlichen Grüns. Die Tätigkeit der Mitglieder in der Freizeit dient der Erholung, der Entspannung, dem körperlichen Bewegungsausgleich sowie der Eigenversorgung der Familie mit gärtnerischen Produkten.

Der Verein fördert das Interesse der Mitglieder zur sinnvollen, ökologisch orientierten Nutzung des Bodens, für den Schutz der natürlichen Umwelt, sie setzt sich für die Dauernutzung der Kleingärten ein.

Der Verein schließt mit den Mitgliedern Kleingartenpachtverträge auf der Grundlage einer Verwaltungsvollmacht zwischen Verein und dem Verband der Gartenfreunde Greiz e.V. ab. 

Die Tätigkeit des Vereins erfolgt ehrenamtlich, selbständig, parteipolitisch und konfessionell unabhängig.

Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke und Werterhaltungszwecke und für die Förderung des Vereinslebens im Interesse des Vereins eingesetzt werden.
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus den Mitteln des >Vereins.

Es dürfen keine Personen durch Ausgaben, die der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßigen hohen Vergütungen begünstigt werden.
§3

Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann jeder Bürger werden, der das 18.Lebensjahr vollendet hat.

2. Die Aufnahme als Mitglied im Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Über die Aufnahme als Mitglied entscheidet der erweiterte Vorstand. Die Mitgliedschaft wird nach Bestätigung des erweiterten Vorstands wirksam.




§4

Rechte und Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied ist berechtigt, 

sich aktiv am Vereinsleben zu beteiligen, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.
Jedes Mitglied ist verpflichtet,

diese Satzung, den Kleingartenpachtvertrag und die Gartenordnung einzuhalten und nach diesen Grundsätzen sich innerhalb des Vereins kleingärtnerisch zu betätigen.

Beschlüsse des Vereins anzuerkennen und aktiv für deren Erfüllung zu wirken.

Mitgliedsbeiträge, Pachten, Umlagen, sowie andere finanzielle Verpflichtungen nach Aufforderung innerhalb der gesetzten Zeit der Kostenanforderung bzw. des Pachtvertrages zu entrichten.

Die von der Mitgliederversammlung  beschlossenen Gemeinschaftsleistungen für Werterhaltung zu erbringen. Für nicht geleistete Gemeinschaftsleistungen ist der von der Mitgliederversammlung beschlossene Ersatzbetrag finanziell zu entrichten.






   § 4a






         Vereinsstrafen

Verstößt ein Mitglied erheblich oder wiederholt gegen seine Pflichten aus dieser Satzung oder gegen die auf der Grundlage der Satzung erlassenen Vereinsordnung oder Beschlüsse der Vereinsorgane, können durch den Vorstand Strafen ausgesprochen werden. Dabei ist der Grundsatz der Gleichbehandlung aller Mitglieder zu entsprechen. Vor der Entscheidung über eine Bestrafung ist dem Mitglied die Möglichkeit zu geben, sich gegen die ihn dazu konkret mitzuteilenden Vorwürfe zu Verteidigen. 
Strafen können insbesondere verhängt werden bei:

· Wiederholten Verstößen gegen Weisungen des Vorstandes,

· Missachtung / Nichteinhaltung der Mitgliederbeschlüsse,

· Vereinsschädigendem Verhalten, Verst0ß gegen Interessen des Vereins und Gefährdung des Vereinsfriedens ,
· Verstoß gegen den Unterpachtvertrags,

· Verhalten (Tun oder Unterlassen), durch welches dem Verein wirtschaftlicher Schaden entsteht. 

Folgende Strafen können verhängt werden:

·   Verwarnung

·    Befristeter Ausschluss von der Nutzung der Gemeinschaftseinrichtung,

·   Ordnungsgeld bis zur dreifachen Höhe des Mitgliedsbeitrages,

·   Verlust eines Vereinsamtes oder zeitlich befristeter Verlust der Wählbarkeit in ein Ehrenamt,

·   Ausschluss.

Bei der Verhängung der Strafe ist dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen.
Tritt für den Verein ein wirtschaftlicher Schaden ein, kann unabhängig von ein Ordnungsgeld oder einer sonstigen Strafe die Schadensregulierung verlangt werden.

§5

Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch:

1. schriftliche Austrittserklärung

2. Ausschluss

3. Tod

Zu1. Die schriftliche Austrittserklärung muß bis zum 3. Werktag im Juni eines Jahres erfolgen.

Zu2. Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es

a) die ihm auf Grund der Satzung, Kleingartenordnung, Vorstandsbeschlüsse oder Mitgliederbeschlüsse obliegenden Pflichten schuldhaft verletzt.

b) durch sein Verhalten das Ansehen oder die Interessen des Vereins in grober Weise schädigt

oder sich gegenüber Vorstandsmitgliedern, Mitgliedern des Vereins gewissenlos verhält.

c) seine Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft oder die Nutzung der Kleingartenparzelle

auf Dritte überträgt.

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mittels Beschluss. Dem Mitglied ist Gelegenheit zur Anhörung zu geben. Der Beschluss ist zu begründen und dem Mitglied auszusprechen, schriftlich oder mündlich.  Gegen die Entscheidung des Vorstandes ist innerhalb von 2 Wochen ab Bekanntgabe der Entscheidung an das Mitglied Beschwerde in Textform zur nächsten Sitzung des erweiterten Vorstands möglich. Bis zu dessen Entscheidung ruhen die Rechte und Pflichten des Mitglieds.
Der Beschluß des erweiterten Vorstands ist endgültig. 
Mit der Beendigung der Mitgliedschaft enden alle Rechte und Pflichten des Mitglieds, die sich aus der Satzung ergeben. Alle finanziellen und sonstigen Verpflichtungen sind bis zum Tag der Beendigung zu begleichen. Das Mitglied kann entscheiden ob er den Pachtvertrag beenden oder weiterführen möchte, bei Weiterführung ist ein Nutzungsvertrag zum bestehenden Pachtvertrag abzuschließen.

Zu3. bei Tod des Mitglieds endet die Mitgliedschaft zum Ende des Monats, sie kann durch die / der Ehefrau/ Ehemann, der/ den Lebensgefährtin / Lebensgefährten übernommen werden. Der Pachtvertrag ebenso. Lebt keiner der o.g. Partner mehr, entscheidet das Nachlassgericht oder die Erben über das Vermögen des Gartens bzw. über dessen weitere Nutzung.

§6

Organe des Vereins

1.  Die Organe des Vereins sind: a. die Mitgliederversammlung

                                                b.. der Vorstand



      c. der erweiterte Vorstand
                                                d. die Kassenprüfer
2. Die Tätigkeit des Vorstandes erfolgt ehrenamtlich. Es können Aufwandsentschädigungen, anfallende Reise- und Unkosten durch die Wahrnehmung obliegender Pflichten vom Verein erstattet werden, sie können auch als Pauschale abgerechnet werden. Die Höhe wird vom Vorstand der Mitgliederversammlung vorgeschlagen und von ihr beschlossen. Die Zahlung erfolgt gegen einen Belegnachweis.

§7

Die Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung  ist das höchste Organ des Vereins.

Sie ist vom Vereinsvorstand mindestens einmal im Jahr als Jahreshauptversammlung oder wenn es die Belange erfordern, einzuberufen. 

Sie ist ferner unverzüglich einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder dieses schriftlich beim Vorstand mit Angabe der Gründe beantragen.

Die Mitgliederversammlung  wird durch den Vorstand einberufen.
Die Einladung hat schriftlich oder ortsüblich durch Aushang mit einer Frist von 30 Tagen zu erfolgen.

Die Leitung der Versammlung erfolgt durch den Vorsitzenden oder durch einen vom Vorsitzenden Beauftragten.

Ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlungen können über Beschlüsse offen oder geheim abstimmen.
Diese Beschlüsse dürfen nur gefasst werden, wenn ihr Gegenstand in der mit der Einladung mitgeteilten Tagesordnung enthalten ist. Für Beschlüsse zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von ¾ der erschienen Mitglieder erforderlich.
Stimmberechtigt ist jedes Mitglied.
Zur Behandlung wichtiger Fragen kann der Vorstand sachkundige Personen einladen, die aber nicht stimmberechtigt sind.

Die Beschlüsse des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung bei der mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind, mit einer einfachen Mehrheit beschlossen werden. 
Im Rahmen der Beschlussfassungen ist eine Stimmenabgabe in Textform durch ein nicht an der Mitgliederversammlung teilnehmendes Mitglied zulässig. Die Stimmenabgabe muss aber in Textform zum Termin der Mitgliederversammlung vorliegen. Eine nachträgliche Stimmenabgabe ist nicht zulässig.
Dringlichkeitsanträge sind jeder Zeit in der Mitgliederversammlung zulässig. Die Mehrheit der anwesenden Mitglieder entscheidet. In der Mitgliederversammlung  gefasste Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und von dem Protokollführer und dem Vorsitzenden zu unterschreiben. 
              Aufgaben der Mitgliederversammlung:
· jährliche Entgegennahme und Beschlussfassung über den Tätigkeitsbericht des Vorstandes, 

       des Kassenberichtes und des Berichtes der Kassenprüfer sowie Entlastung des Vorstandes

· Beschlussfassung über Satzungsänderung, Mitgliedsbeiträgen, Umlagen, Gemeinschaftsleistungen und anderen.

· Wahl des Vorstands und erweiterten Vorstands
· Wahl der Kassenprüfer

· Ernennung von Ehrenmitgliedern

§8





Mitglieder und Aufgaben des erweiterten Vorstandes
1. Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes sind: 
a. der Vorsitzende
b. der Stellvertreter

c. der Kassenprüfer
d. und bis zu 7 Beisitzer

2. Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes werden einzeln gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich. Zur Wahlhandlung persönlich nicht anwesende können gewählt werden, wenn vor der Wahlhandlung ihre Bereitschaft zur Annahme des Amtes erklärt worden ist. Dieser erweiterte Vorstand wird für 5 Jahre gewählt.
3. Scheidet ein Mitglied des erweiterten Vorstandes vor Ablauf der Wahlperiode aus dem Amt aus, so kann der erweiterte Vorstand für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied bestimmen.

4. Der erweiterte Vorstand ist auch beschlussfähig, wenn nicht alle Vorstandsämter besetzt sind.

5. Der erweiterte Vorstand tagt auf Bedarf jedoch mindestens 4-mal jährlich. Die Vorstandssitzungen werden vom Vorsitzenden oder Stellvertreter mit einer Frist von 1 Woche einberufen. Diese Frist kann in dringenden Fällen auf 3 Tage gekürzt werden. Die mündliche oder fernmündliche genügt.
6. Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes haben in der Vorstandssitzung je 1 Stimme. Der erweiterte Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 seiner Mitglieder darunter der Vorsitzende oder der Stellvertreter anwesend sind. 

7. Der erweiterte Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Organ des Vorstandes übertragen sind. Insbesondere Vorbereitung der Mitgliederversammlung. Ausführung der Mitgliederversammlung, Buchführung und Erstellung des Jahresberichtes und der Jahresabrechnung. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern, Führen der Mitgliederliste, Ausschluss von Mitgliedern. Der erweiterte Vorstand wird ermächtigt, Satzungsänderungen, die  vom Finanzamt oder dem Amtsgericht für die Eintragung des Vereins verlangt werden, selbst einstimmig zu beschließen. 






    § 9



Geschäftsführender Vorstand gerichtlicher und außergerichtlicher Vertretung
Der geschäftsführende Vorstand besteht aus:
1. dem Vorsitzenden

2. dem Stellvertreter

Der geschäftsführende Vorstand führt die Vereinsgeschäfte nach den Beschlüssen der Mitgliederversammlung und des erweiterten Vorstands.

 Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden und durch den Stellvertreter vertreten, wobei jeweils Einzelvertretungsbefugnis dem Stellvertreter nur gegeben wird, wenn der Vorsitzende verhindert ist.

Der geschäftsführende Vorstand in Sinne des § 26 BGB trifft die Entscheidungen im Rahmen aller notwendigen Aktivitäten der Vertretung im Rechtsverkehr und der inneren Organisation des Vereinslebens sowie dies nicht ausdrücklich der Mitgliederversammlung oder erweiterten Vorstandes vorbehalten ist.
§10
Schlichtung 

Bei Schlichtung ist die Schiedsstelle des Verbandes durch den Vorstand zu beauftragen.

Die Schiedsstelle ist zuständig zur Entscheidung über alle Streitigkeiten im Verein zwischen Mitgliedern untereinander, Mitgliedern und dem Verein, Mitgliedern und Vereinsorganen sowie Vereinsorganen untereinander oder zwischen Mitgliedern eines Vereinsorgans, sowie sie sich auf die Satzung und die Ordnung des Vereinsbeziehen oder auf Beschlüsse eines Vereinsorgans beruhen.
§11
Kassenführung

Das Vorstandsmitglied / Schatzmeisterin/-meister verwaltet die Kasse und das Konto des Vereins und führt das Kassenbuch mit den erforderlichen Belegen ordnungsgemäß. Auszahlungen sind nur auf Anweisung des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters vorzunehmen. Die Buchführungsunterlagen sind für den Zeitraum von 10 Jahren nach Ablauf des Geschäftsjahres aufzubewahren. 
§12
Die Kassenprüfer

1. Die Mitgliederversammlung wählt alle 5 Jahre eine Kassenprüfungskommission, sie kann aus 3 Mitgliedern bestehen. Wiederwahl ist möglich.
2. Die Mitglieder der Kassenprüfungskommission haben das Recht, an allen Vorstandsitzungen teilzunehmen, ständige Kontrollen der Kasse, des Kontos und des Belegwesens vorzunehmen. Nach Abschluss eines Geschäftsjahres ist eine Gesamtprüfung der Kasse, des Kontos und der Belege vorzunehmen.  
3. Der Prüfbericht ist jährlich der Mitgliederversammlung vorzulegen, zu erläutern und der Vorschlag zu unterbreiten ob der Vorstand entlastet werden kann, ja oder nein.

4. Die Kassenprüfer werden ehrenamtlich tätig. Sie können die Erstattung ihrer Auslagen, gegen Belege, geltend machen.

§13
Finanzierung des Vereins

Das Vermögen und die Einnahmen des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins.

Die Mitglieder haben bei ihrem Ausscheiden oder Auflösung des Vereins keinen Anspruch auf Teile des Vereinsvermögens.

Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt sind im Falle der Auflösung des Vereins der Vorsitzende und der Stellvertreter als Liquidatoren bestellt.

Zur Deckung außerplanmäßigen Finanzbedarf kann die Mitgliederversammlung die Erhebung von zweckgebundenen Umlagen beschließen. Die Höhe der Umlage ist für das Mitglied pro Kalenderjahr auf den Fünffachen Betrag des Jahresmitgliedsbeitrages beschränkt. 






§ 14





Auflösung des Vereins
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung, bei der mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind, mit einer einfachen Mehrheit beschlossen werden. 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Verband der Gartenfreunde Greiz e.V.  Das Vermögen ist ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu verwenden..

§15
Inkrafttreten der Satzung 
Die Satzung wurde in der Mitgliederversammlung  am 02.04.2022  beschlossen.

Die Satzung tritt mit Eintragung ins Vereinsregister in Kraft.
Greiz, den ................... 

Vorsitzender

